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Das Finanzelend der Städte
Eine Kundgebung der deutſchen Städte

Der Deutſche Städtetag
Berlin, 11. November.

Jm Plenarſitzungsſaale des Reichstages fand am heutigen
Freitag vormittag eine gemeinſame Tagung der beiden großen
deutſchen Städteorganiſationen, des Deutſchen Städtetages und
des Rerhsſtädtebundes ſtatt. Zweck der gemeinſamen Sitzung
war das Beſtcreben, durch eine Kundgebung an die Reichs-
'regierung, den Reichstag und den Reichsrat auf das Finanzelend
der deutſchen Städte hinzuweiſen und um dringende Hilfe zu er
ſuchen. So hätte man, denn als einzigen Punkt der Tagesord-
ung die Neuregelung der Beamten- und Angeſtelltenbeſoldung,
ſowie die Arbeiterlöhne und deren Deckung in den deutſchen
Städten gewählt. Das Referat hatte Oberbürgermeiſter Boe ß-
Verlin übernommen.

Er leitete ſein Referat über „Tie Neuregelung der Be
amten- und Angeſtelltenbeſoldung und der Arbeiterlöhne und
deren Deckung in den deutſchen Städten“ mit der Bekanntgabe
folgender Entſchließung ein:

„Die deutſch'n Städte ſind völlig außerſtande, mit
ihren gegenwärtigen finanziellen Möglichkeiten Mehrlaſten auf
zubringen, wie ihnen durch die Erhöhung der Beamten- und An-
eſtelltenbeſoldung und der Arbeitcrlöhne auferlegt werden. Esfehlen ihnen ſogar die Barmittel für die erſten
unaufſchiebbaren Auszahlungen. Zur Ermög-
lichung der erforderlichen Zahlungen fordern die Städte die ſofor-
tige, allgemeine und laufende Ueberweiſung von Vorſchüſſen zur
Deckung der Mehraufwendungen, unter Ablehnung jeder Ab-
ſtufung nach der BVedürftigkeit. Vor allem erwarten die deutſchen Städte von der Reichsregierung, dem Reichsrat und dem

erhstag die vorbehaltloſe Bewilligung der end-
gültigen Deckung für die weuen Ausgaben. Da-
mit verbinden ſie im Jatereſſe der Erhaltung und Stärkung
fhrer Selbſtverwaltung das Verlongen daß nun endlich ihnen die
erforderlichen Grund'agen zur Erfüllung ihrer dringenden Auf-
gaben geſchaffen werden. Sie erblicken die einzig mögliche Lö-
ſung darin. daß ihnen ihre noch vorhandenen Einkünfte völlig ge-
ſichert und durch planvolle Aufteilung aller öffentlichen Ein
nahmequellen zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden ergänzt
werden.“

Wie es mit den Finanzen der deutſchen Städte beſtellt iſt, iſt
in der letzten Zeit oft genug erörtert worden. Die Abſchluß-
ziffern der Haushaltung, die nur das Sieben- bis Achtfache der
Friedensziffern betragen, laſſen erkennen, daß nicht nur weiteſt
gehende Sparſamkeit herrſcht, ſondern daß wir uns auch Be
ſchränkungen auferlegen müſſen die uns hindern, das zu leiſten,
was unſere Bürger von uns erwarten können. Wenn in vielen
deutſchen Städten die Straßenbahnenſtillgelegt ſind,
wenn wir die Aermſten der Armen nicht mehr mit dem verſorgen
können, was ſie dringend benötigen, wenn wir uns der Waiſen,

Rütter und Kinder nicht mehr in dem notwendigen Maße an
gehmen können, dann iſt es ein Zeichen, wie ſchlimm es mit den
Finanzen der deutſchen Städte beſtellt iſt. Unzählige deutſe
Kommunen ſind bereits gezwungen, zu Mitteln zu greifen, die
vom Standpunkt einer geſunden Wirtſchaft ſich ni*t verantwor-
ten laſſen. (Sehr richtig!) Die deutſchen Cemeinden ſind das
Fundament, auf dem die öffentliche Verwaltung des Reiches und
der Länder ruht. Wenn alle Tage Reich und Länder unter der
Laſt der ihnen von außen auferlegten Pflivten zuſanrmenbrechen
nerden, donn müſſen die deutſchen Städte den feſten Untergryund
für den Wiederaufbou bilden. Unter Hinweis auf die geſtrige Er-
klärung des Reichsfinanzminiſters im Reichstage über eine
ebentuelle Hilfe des Reiches, deren Verleſung von der Verſamm
lung mit ironiſchen Zwriſchenrufen aufgenommen wurde, erkläcte
Oberbürgermeiſter Boeß, daß die Ausführungen des Finnanz-
miniſters für die deutſchen Städte eine ſchwere Enttäuſchung be
deuteten. Die in der Erklärung der Regierung anoedentete ſigat
liche Kontrolle über die Gemeindefinanzen würde ein Srikt auf
den Wege zur Verniktung der Selbſtrerwaltung bedeuten.
Stürmiſcker Beifall Die Städte erheben auf das entſckiedenſte
kinſpruch dagcgen, daß das große Werk Steins und Hardenberags
z 3 der Not des deutſchen Volkes zugrunde gerichtet wer-

o.

Erhöhung der Mieisuſchläge auf
65 bis 70 Prozent

Der Reichstag und die Förderung des Wahnungsbaues.
Von beteiligter parlamentariſcher Seite wird uns zu

eſer wichtigen Frage geſchrieben: Der Wosnungsausſchuß des
Reichstages fat ſeine Beratungen über die Förderung des Woh-
dungebques für die nächſten Jahre abgeſſloſſen, und es wird die
emeinheit intereſſieren, ein klares Bild vom Stande der
ine zu erhalten.

Vorausgeſchickt ſei, daß die Regierung dringend gebeten
tte ihr die Jnitigtive zu über'aſſen und keine über ſtürzten Be
lüſſe zu faſſen, weil ſonſt bei der finanziellen ſchwierigen Lage

ws den Anſichten der Entente. wir hätten wohl Geld für innen-
irre Reformen, aber nicht für die übernommenen Reparag-
oneverpflicktungen, Komplikationen eintreten können, die alle
offningen über den Haufen werfen.

h Ausſchuß war ſich klar, daß in den Jahren 1922 und
v mindeſtens 200 000 Wohnungen gebaut werden müſſen, wenn

c der Wohnungsnot herausfommen wollen. Nur über die
e Vaufbringung war man geteilter Meinung. Von der einen

n wurde vorgeſchlagen, einen Mietszuſchlag von 100 Prozent
F Friedensmiete zu erheben, die dadurch entſtehende Wert-

erune der Häuſer zu beſteuern und von dieſem Ertrage neue

Häuſer zu bauen oder 50 Prozent der Mietserhöhung als Zu
ſchuß für neue Häuſer kurzerhand zu verwenden. Bei weiter ein
ſetzender Geldentwertung ſollte allmählich bis zu 300 Prozent ge
gangen werden. Der Mehrertrag aus den Mieten ſolle den Ver-
mietern aber nur ſoweit zugute kommen, als dies durch ihre
Mehraufwendungen nötig ſei. Es wurde ausgeführt, daß 65 bis
70 Prozent genügen werden, um die Wirte in Stand zu ſetzen,
ihren Verpflichtungen nachzukommen, ſo daß der Ueberſchuß für
neue Wohnungen verwendet werden könnte Die Mehrheit des
Ausſchuſſes war alſo für eine Erhöhung der Mieten um 100 Pro-
zent, allerdings wurde auch betont, daß die Gehälter dement-
ſprechend ſteigen müßten, denn jetzt könne der kleine Mann dieſe
Mehrbelaſtung nicht tragen. Man hofft aber, daß vriecle Woh-
nungsinhaber größerer Wohnungen bei einer 100prozentigen Stei-
gerung der Mieten Zimmer abgeben werden, ſo daß hiermit die
Wohnungsnot gelindert werde. Die Arbeitervertreter im Aus-
ſchuſſe erklärten, auch die Arbeiter würden einer Mietserböhung
zuſtimmen, wenn die augenblickliche Wohnungswirtſchaft ge-
ändert und die neuen Wohnungen auch tatſächlich Wohnungs-
bedürftigen zugewendet und nicht an Ausländer und Reiche ver-
ſchoben würden. Weiter müßten auch die Preiſe für Bauſtoffe
herabgedrückt werden.

Und der Standpunkt der Regierung? Die
Regierung bezweifelte die Möglichkeit des Baues von 200 000
Wohnungen im Jahre auf Grund der gemachten Vorſchläge. Die
Mittel reichen nicht, die Bauarbeiter fehlen. Das Privatkapital
werde kleine Häuſer bauen, denn ein mittleres Berliner Miets-
haus das früher 300 000 M. gekoſtet, erfordere jetzt 425 Mil-
lionen Mark. Eine Beſchaffung von Baukapital durch Beleihungſe: ausgeſchloſſen. Die Neubauzuſchüſſe werden ſehr erheblich

ſein müſſen und die neuen Wohnungen würden trotzdem von klei-
wen Leuten nicht bezahlbar ſein. Eine Mietserhöhung um 100
Prozent wurde glatt abgelehnt und höchſtens 70 Prozent zuge-
ſtanden. Allmählich könne man ſteigern. Die Regierung wolle
lieber durch Anleihen neue Baumittel ſchaffen und werde den
Ländern hier nicht vorgreifen, denn die Jntereſſen der Gemein-
den betreffs BPrundſteuer müßten gewahrt werden und ein allge-
meines Reichsgeſetz werde bei der Verſchiedenheit der Verhält-
niſſe nichts errcichen.

Die Verhandlungen hatten alſo einen negativen Erfolg und
der Ausſchuß beſchränkte ſich auf die Aufſtellung eines Bau
programms. Die Länder ſollen 6 Milliarden für 2 Jahre her-
geben und die Mietszuſchläge erhöhen, ſoweit es möglich iſt, um
Ueberſchüſſe für den Wohnungsbau zu erzielen. Es iſt alſo mit
einer Erhöhung der Mieten auf 70 Prozent des Friedenswertes
zu rechnen, hiervon ſollen 15 bis 20 Prozent in den Neubaufonds
flichen. Auch Wohnungsluxusſteuern für große Wohnungen
ſollen erhoben werden.

Deutſchnationales
Preußiſcher Landtag

Berlin, 11. November.
VWigepräſident Dr. Garnich eröffnet die Sitzung 11 Uhr

15 Minuten.
Am Regierungstiſch: Braun, Am Zehnhoff, Wen

dorff, Siering, Bölitz
Die Ausſprache über die Programmerklärung des neuen

Kabiuetts wird fortgeſetzt. Es ſollen zwei Rednerreihen ſprechen
für die zweite Reiye iſt die Redezeit? auf je eine halbe Stunde
beſchränkt.

J 9Abg. Winckler (Dtſchnat.):
Als meine Freunde im April Herrn Stegerwald ihre

Stimme gaben, wußten wir, daß Ken ſeiner Perſon ein
Fortſchritt gegeben ſei. (Zuruf links: diuchſchritt!)
wenn auch unſere Heſjnungen nicht vol in Crfüllung gengen,
ſo haben wir Stegervald aus ehrlichen Mann und auſ rechlen
Deut chen kennengerernt, mit den wir in nationalen
Dingen und in ver chriſtlichen Ueberzeugung uver-
einſt ummen. (Sehr richtig! rechts.) Er iſt bemüht geweſen,
in die preußiſche Verwaltung den Geiſt der Sachlichtert
hineinzuvringen. Sehr richtig! rechts.) Wir haben in
Samiſ ch und Warmbold Miniſter gejenen, die ihre Mini-
ſterien nach rein facheichen Ceſichspun ten verwalteten. Herr
Warnmobolo wurde dirert als eine Erloſung von den land
wirtſchaftlichen Kreiſen begrußt. (Seyr wahr! rechts.)
Auch Herr Fiſchbeck, obgieich er den Demotraten nicht ver-
leugnen tonnte, hat ſich der Sachlichteit befleißzigt. Auch des
Miniſters DBominicus mochte ich geenken. (Lachen und Aha!
bei den ſozialiſtiſchen Parteien. Von ſeiner Amtsführung haren
wir einen beſſeren Cinoruck als von der ſeines Vorgangers und
Nachſoigers Severing.

In der Sitzung, im ver die Entſcheidung über Oberſchleſien
beſprochen wurbe, ſagte Braun, der jetzige Weiniſterpraſivent,
es ſei nicht richlig, vem Reiche vorzugreiſen. Wir waren der
Meinung, daß in vieſer preuhrſchèn Angelegenheit Preußen der
Vorrang gebuhre. (Sehr richtig! rechts.) Als man dann Stel-
lung nahm, da war die Ertlarung lam genug. (Sehr wahr!)
Herr Braun jprach von dem Jnviviualismus uno der Notwenpig-
teit der Arbeit an der Partei. Meinte er damit die Vekampfung
der Selbſt ucht der Parteien Hoffentlich erreben wir da von
der neuen Regierung BVeſſeres als von der alten. Eine par-
lameuntariſche Regierung muß die nötige Fühlung mit dem Lande
haben. Hun dem Staate, wo der Parzamentarismus gut funttio-
niert, haben wir Parteien, die Selbſtzucht zu üben verſtenen.
Die alles beherrſchende Frage der letzten Zeit war, eine Einheits-
front zu ſchaffen. Das war die Pflicht der Regierenden. Aues
drangte nach Cinigung! (Zuruſe links.) Was iſt geſchehen
Weniger als nichts! Nichts wäre noch beſſer geweſen, als das,
was geſchehen iſt. Man hat die Einheitsfront unmöglich gemacht!
Anſtatt deſſen hat die Regierung den Kampf gegen rechts geführt
und den Streit wit Bayern heraufbeſchworen. (Unruhe und Zu-
rufe links: Orgech!) Die Unterlaſſungsſünden ſind die ſchwerſten
Süunden. Die Politik des Reichsfanzlers war ſchuld, daß Ober
ſchleſien verloren ging. Lebhafte Zuſtimmung rechts. Zuruf
rechts: Rathenaul Anhaltende Gegenrufe links und im
Zentrum.)

Das Ergebnis der Kriſe im Reich iſt, daß der
Mann, der ſo ſchwere Schuld auf ſich geladen hat, als redivivus
wieder erſcheint. Auf dieſem Hintergrunde des Reiches hebt ſic,
die Miniſterkriſe in Preußen ab. Jch weiß nicht, ob alle, die an
der Löſung der Miniſterkriſe mitbeteiligt ſind, die Verantwortung
ſrr die übernehmen können, gegen die die eigene Partei im

eiche geſtimmt hat. (Sehr wahr! rechts.) Das wichtigſte an
der Neubildung des Kabinetts iſt, daß jetzt die Führung e
an die Sozialdemokraten übergegangen iſt. Das iſt beſonder

r

Mißtrauensvotum
deshalb wichtig, weil nach der Verfaſſung der Miniſterpräſident
die Richtlinien der Politik beſtimmt. Wie ſteht dieſe Vormacht-
ſtellung der Sozialdemokraten im Einklang mit den Wahlen?
Dieſe ſozialdemokratiſche Führung iſt es, die uns hindert,
dieſem Kabinett das Vertrauen auszuſprechen.
(Lebhafte Zuſtimmung bei den Deutſchnationalen. Lachen
links.) Herr Braun hat auch perſönlich als Landwirt
ſchafts miniſter den Beweis erbracht, daß lediglich der
Geiſt ſeiner Partei in ihm lebt. Das zeigt auch ſein
letzter Artikel im „Vorwärts“, in dem er ſagt, der Kampf gegen
den Nationalismus der Entente könne nur durch den Jnter-
nationalismus geführt werden. Er hat auch von der
Macht der Jdee geſprochen. (Lachen bei den Deutſchnationalen.)
Das alles kann uns nicht mit Vertrauen zu Herrn
Braun erfüllen.

Auch Herr Severing, als Miniſter des Jnnern, läßt uns
nicht Vertrauen zu dem neuen Kabinett faſſen. Das gilt eben-
falls von der Perſon des Herrn Siering. Wir können uns nicht
vorſtellen, daß ein ſozialdemokratiſcher Miniſter das Vertrauen
der Jnduſtriellen, Gewerbetreibenden und Handelskreiſe ge-
winnen will, nachdem dieſe Kreiſe bisher von der Sozial
demokratie aufs ſchärfſte bekämpft vorden ſind.
(Lebhafte Zuſtimmung bei den Deutſchnationalen Jn der Er-
klärung des Miniſterpräſidenten war allerdings auch manches,
dem wir durchaus zuſtimmen konnten, z. B. die Worte, daß der
Zuſtand, den unſere Feinde Frieden nennen, in Wirklichkeit kein
Friede iſt. Die Worte über Oberſchleſien hätten
wir etwas kräftiger gewünſcht. Es hätte zum Aus-
druck gebracht werden müſſen, daß wir die Trennung von Ober
ſchleſien nie und nimmer anerkennen werden. (Lebhafte Zu-
ſtimmung bei den Deutſchnationalen Völlig unverſtändlich iſt
mir, wie der Abgeordnete Dr. Meyer anzweifeln konnte, daß
Oberſchleſien nur durch deutſchen Geiſt und deutſche Tat-
kraft aufgebaut worden iſt. (Erneute Zuſtimmung bei den
Deutſchnationalen.)

Von dem neuen Finanzminiſter hoffen wir, daß er die alt
preußiſche Sparſamkeit in ſeinem Reſſort durchführt, daß er vor
allem der Verſchwendungsſucht der Kommunal
verwaltungen mit Nachdruck entgegentritt. Bedenken hat
uns der Paſſus der Erklärung über die Beamten verurſacht. Wir
erklären: entweder hat der Beamte außerhalb feines Amtes das
Recht, ſeine Meinung frei zu äußern, oder er hat es nicht.
(Sebr richtig! bei den Deutſchnationalen.) Die Ausführungen
der Erklärung erſcheinen uns als ein Bruch der Reichsverfaſſung.
(Erneute Zuſtimmung bei den Deutſchnationalen.)

Jn den letzten Tagen ſind durch die Preſſe
Aeußerungen des abgetretenen Miniſterpräſidenten
Stegerwald verbreitet worden. Manche daron würden mich
zum Widerſpruch reizen, eine aber möchte ich hervorheben, der
man durchaus wird zuſtimmen können, nämlich, daß mit Parla
mentsmehrheiten aſſein ſich noch keine Politik machen läßt. Wir
ſtehen ja jetzt vor einer Mehrheit, die geſtern als eine Zwei-
drittelmehrheit bezeichnet worden iſt. Jch meine, daß man dieſem
Wort durchaus in dem Sinne beipflichten kann, daß es die Zahl
der Parteien und Abgeordneten, die ſich zuſammengefunden
haben, nicht macht Politik kann nur auf die Dauer mit

verſchiedene

Sicherheit getrieben werden, wenn man die nötige Fühlung
mit der Stimmung im Lande hat, und da möchte ich
allerdings fragen, welches Schauſpiel unſer Parlamentaris-
mu s in der letzten Zeit dem Lande geboten hat. (Sehr richtig!)

Man hat dem Auslande mit dem Rücktritt des Reichskanzlers
wenn Oberſchleſien geteilt werde, und der damalige

iniſter Schiffer hat erklärt, daß dann nicht nur gang
Europa, ſondern die ganze Welt erſchüttert werde. Die
Welt aber hatte jedenfalls gar keinen Anlaß, irgendwie er
ſchüttert zu ſein. Wir leben in einem Lande, in dem Lächer
lichkeit nicht tötet. (Lachen links.) Draußen im Lande
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R man jedenfaus das Geführ, daß die größten Schick
ſJalsfragen unſeres Volkes, ſoweit es ſich um unſer

rhältnis zum Auslande handelt, nur nach innerpoliti-
ſchen und Parteirückſichten entſchieden werden. Jch bin
mir bewußt, daß dies das härteſte Urteil iſt, dem ich hier Aus
druck gebe. Aber es muß auf dieſe Dinge hingewieſen werden,

denn auf dem Hintergrunde dieſer Geſchehniſſe im Reiche hat
ſich die Miniſterkriſe für Preußen abgeſpielt.

Redner beſchäftigt ſich dann mit der Perſon des neuen
Miniſterpräſidenten und der übrigen neuen ſozialdemo-

kratiſchen Miniſter, von deren bisherigen Tätigkeit er ſagt, daß
ſie nicht geeignet iſt, Vertrauen zu erwecken. Ob die volksparteir-

lichen Miniſter gegenüber der Sozialdemokratie ſich durchſetzen
werden, muß abgewartet werden. Der Redner geht dann über

zu einer
Kritik der geſtrigen Regierungkerklärung.
Daß die Regierungserklärung gegen jede Abſplitterung von

Preußen Stellung nimmt, begrüßen wir. Wenn es in der Re
gierungserklärung zum Schluſſe heißt, daß eine Einheitsfront

aller derer notwendig iſt, die in dem Chaos dieſer Zeit ſich den

Glauben an den Wiederaufſtieg w. Vollke s bewahrt haben, ſo erklären wir, daß auch ir dieſen
Glauben nicht verloren haben. Zuſtimmung rechts.)

Aber dieſe Einheitsfront iſt nicht möglich auf dem Boden inter-
nationaler Denkungsart und nicht auf dem Boden des Parlamen-
tarismus, der zum Jnternationalismus hinneigt. Zu denen, die
den Glauben an die Zukunft unſeres Volkes vor allem hoch-
halten, gehört in erſter Linie die Jugend, die Zukunft unſeres
Volkes, die im nationalen Lager ſteht. (Lebhafter Beifall rechts.)

Das Mißtrauen der Deutſchnationalen.
Die Deutſchnationale Fraktion des Preußiſchen

Landtags beantragt in der heutigen Beſprechung der Regierungs
erklärung folgendes Mißtrauensvotum:

Der Landtag verſagt dem Staatsminiſterium, das in
ſeiner Zuſammenſetzung den nationalen
des Landes nicht entſpricht und den ſtaatlichen und
wirtſchaftlichen Wiederaufbau Preußens gefährdet, das zu ſeiner
Amtsführung erforderliche Vertrauen.

on den vier Koalitionsparteien iſt ein Antrag einge-
jangen:

Der Landtag billigt die Erklärung der Regierung und
ſpricht ihr das Vertrauen aus.

Abg. Oeſer (Dem.) bezeichnet die Ausführungen des Miniſter
zräſidenten für die Beamtenfragen als erfreulich klar.
Die Beamten haben die Pflicht, dem Staate zu dienen, und ſie
dürfen unmöglich in hämiſcher, niederreißender Weiſe gegen die
Repräſentanten des Staates auftreten. Beſonders in der Schule
muß verhindert werden, daß die Jugend gegen Regierung,
Republik und Demokratie eingenommen wird. Jn der Wohnungse-
frage iſt mit der bisherigen Methode nicht auszukemmen. (Sehr
richtig!) Vielleicht läßt ſich durch die teilweiſe Vefreiung von der
Wertzuwachsſteuer Beſſerung ſchaffen. Jnnerhalb des Reichs
verbandes müſſen die Intereſſen Preußens gewahrt
werden. Wir wünſchen, daß auch im Reiche recht bald eine Re
gierung auf breiterer Baſis gebildet wird. Der Abgeordnete
Windler hat mit ſeinem ungeheuerlich ſchweren Vorwurf gegen
den Reichskanzler Dr. Wirth, er habe den Verluſt Ober-
ſchleſiens verſchuldet, ein typiſches Beiſpiel für die grundfalſche
Politik ſeiner Partei gegeben. (Sehr richtig!) Dieſer Verluſt

eiſt die Folge des Krieges. Mit ſolchen Reden wird nur der kleine
Parteikampf geführt und der große Exiſtenzkampf unſeres Vater-
landes gegen die Unterdrückungspolitik des Verſailler Vertrages
bleibt liegen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wir müſſen endlich einen
Strich unter die Vergangenheit ziehen und politiſche Gegenwarts-
crrbeit treiben in der Weiſe Dr. Wirths. Meine Freunde ſprechen
der neuen preußiſchen Regierung ihr Vertrauen aus. (Beifall.)

Abg. Leid (U. S. P.): Trotz aller Täuſchungsmanöver der
Parteien der Rechten ſteht doch feſt, daß an dem Verluſt Ober-
ſchleſiens diejenigen Parteien die Schuld tragen, die den Krieg
gewollt haben und denen er nicht lange genug dauern konnte.
Sehr richtig! links.) Eine Regierung, in der die Deutſche
Volkspartei ſitzt, wird ſicherlich nicht eine ſtarke ſteuer-
liche Heranziehung des Beſitzes fertigbringen. Die
Arbeiter, auch die noch bei den Rechtsſozialiſten organiſierten,
können zu dieſer Regierung kein Vertrauen haben.

Miniſterpräſident Braun weiſt die Angriffe des kommuniſti-
ſchen Redners Dr. Meyer zurück. Er fährt fort: Von unſeren
Beamten müſſen wir bei aller Sicherung ihrer politiſchen Ge-
finnungsfreibeit verlangen, daß ſie ſich nicht zu hämiſchen, ge
häſſigen Verdächtigungen der Regierung und der Republik hin
reißen laſſen. Die Angriffe des Abgeordneten
Winckler gegen den Reichskanzler Wirth müſſen wir mit cller
Entſchiedenheit zurückweiſen. Wir ſind jetzt wehrlos und
wir würden nur eine komiſche Figur machen, wenn wir Gewalt

Jntereſſen

t

er

der
Volkes widerſpricht.
Staatsminiſter das Vertrauen.

bei der Mehrheit.
Reichstage hätte kein Deutſchnationaler das gewagt, denn dort

führungen des Abgeordneten Herold.
auch

gegen Gewalt ſetzen wollten. Unſere einzige Hoffnung iſt, daß

„Der Kledderkoog“
19) Schleswig Holſteinſcher Roman

von
Zenriette von Meerheimb (Margarete Gräfin von Bünau)

Sechſtes Kapitel.
„Mein geliebter Chriſtian!

Das gab einen Sturm, als die Nachricht Deiner Ver
lobung kam. Bei Tante, Liſa und mir einen Freudenſturm,
beim Vater Blitz und Donner. Weil Deine Verlobung ohne
ſeine Zuſtimmung veröffentlicht wurde, ignoriert er ſie bis
jetzt vollſtändig und iſt nicht zu bewegen, dem Grafen Holm
auch nur einen Gruß zu ſenden. Deſto wärmer und glück
licher habe ich dem Miniſter und Deiner holden Karin ge-
ſchrieben.

Wie dankbar bin ich, teuerſtes Kind, daß Du feſt und
entſchieden geblieben biſt. Du hätteſt Dich ja entſetzlich bloß
geſtellt, wenn Du wie ein kleiner Schuljunge von der ſo

zurückgetreten wärſt, weil der
Vater das aus Eigenſinn befiehlt. Seine Laune iſt ſeit der
„Schlacht bei Nortorf“ entſetzlich. Von dieſer „Schlacht
werdet ihr viel geſprochen und nicht wenig darüber gelacht
haben. Hier machte die Geſchichte recht böſes Blut.

Du weißt, daß die däniſche Regierung die holſteinſche
Ständeverſammlung auflöſen ließ und einfach verbot, über
die königliche Kundgebung noch weitere Petitionen und
Vorſtellungen einzureichen. Dieſes energiſche Vorgehen
ſchieht man auf Graf Mollkke und Herrn von Scheele, die
jetzt die ſchleswigholſteinſchen Angelegenheiten leiten und
über beide wird nicht wenig räſoniert. Auch über Deinen
zukünftigen Schwiegervater fällt manch ſcharfes Wort. Er
wird ſich indeſſen wohl darüber tröſten. Da die Ritterſchaft
und Ständeverſammlung alſo nicht durchdrangen, wurde
aum vierzehnten September eine Volksverſammlung in
Nortorf anberaumt. Dein Vater fuhr natürlich hin, und
Liſa und ich begleiteten ihn, um ihn, wenn möglich. vor un
porſichtigen Schritten zurückzuhalten. Deines Voters An
funft erregte Aufſehen. Jhm wurden förmliche Opationen
dargebrach. als er trotz meiner Mahnungen laut erklärte er
halte es für Ehrenſache. der däniſchen Anmaßung gegenüber
durch ſein Erſcheinen Proteſt einzulegen, obgleich der Amt

vorteilhaſten Verbindung

alle Wörter aus vem furchtbaren Volrerwüurgen die Lehre ziehen
werden: Nie wieder! (Lebhafter Beifall links.)

Vizepräſident Dr. v. Kries teilt mit, daß von den Unab
und Hommuniſten ein gemeinſamer

nirag eingegangen iſt, wonach die Zuſammenſetzung
Staatsregierung dem Jntereſſe des werktätigen

Der Landtag verſage daher dem

Abg. Herold Ztr.) es als einbezeichnet Verbrechen am
ganzen Lande, wenn ein Abgeordneter hier ſolche Vorwürfe gegen
den erſten Beamten des Reiches erhebe. (Lebhafte Zuſtimmung

Rufe: Eine Unverſchämtheit war es!) Jm

kennt man die Verhältniſſe beſſer. (Lebhafter Beifall bei der

Abg. Baecker (Deutſchnat.) wendet ſich gegen die Aus
rJm Reichstage habe

der Entſcheidung über Ober
Stimme enthalten. Der ungünſtige

Mehrheit.)

ein Zentrumsmitglied bei
ſchleſien ſich der
Waffenſtillſtand ſei nur die Folge der Revolution
geweſen. Redner wendet ſich dann ſcharf dagegen, daß Beamte
wegen ihrer oppoſitionellen Haltung gegen die Regierung ent
laſſen werden ſollen. Die Verordnung vom 29. Auguſt zum
Schutze der Republik muß aufgehoben werden. Die jetzige Re
gierung iſt eine ausgeſprochene Linksregierung.

Miniſterpräſident Braun weiſt die Behauptung des Abgeord
neten Baecker zurück. daß der ungünſtige Waffenſtillſtand
durch die Revolution verurſacht worden ſei. Bei ſeinen Aus-
führungen wird der Miniſterpräſident fortwährend durch Zurufe
der Deutſchnationalen unterbrochen. Mit ſtarken Worten allein
ſei keine Politik zu treiben. (Unruhe rechts. Beifall links.)

Abg. Leidig (D. Vpt.): Die Koalition der vier Parteien hat
den ehrlichen Willen, aus der jetzigen Zeit der Not das Vater
land herauszubringen. Beifall. Auch im Reiche müſſen wir zu
einer größeren Koalition kommen, um die Not des Tages zu
weiſtern. Verechtigte Freiheit der Meinungsäußerung muß auch
dem Beamten gewahrt werden, aber er muß im Amt ſich dem
Staate und ſeiner Regierung verbunden fühlen,

Damit ſchließt die Ausſprache.
Die Abſtimmung über die Vertrauens und Mißtrauens-

anträge wird auf Antrag Limbertz (Soz.) auf die Tagesordnung
der nächſten Sitzung geſetzt. Der Antrag des Beamtenausſchuſſes
auf Aenderung der Dienſtverſorgungsbezüge der Beamten und
Lehrer wird in zweiter und dritter Beratung angenommen, nach
dem Aenderungsanträge der Unabhängigen und Kommuniſten
abgelehnt worden ſind.

Nächſte Sitzung Donnerstag, den 17. November, nachmittags
2 Uhr.

Abſtimmung über das Vertrauensvotum; kleinere Vorlagen.

Die Ernährungslage
Deutſcher Reichstag

w. Berlin, 11. November.
Auf eine Anfrage der kommuniſtiſchen Abgeord-

neten wegen Beteiligung von Reichswehr an derBeerdigung „des Ludwig Wittelsbach“ wird regie-
rungsſeitig erwidert, daß die Ehren dem verſtorbenen früheren
König in ſeiner Eigenſchaft als Generalfeldmarſchall erwieſen
worden ſeien.

Auf eine Anfrage der deutſchnationalen Abgeordneten wegen
der Wagengeſtellung, um den raſchen Abtranspört
der Kartoffeln zu erleichtern, erwidert

ein Regierungsvertreter, daß die Regierung ſtets bemüht ge
weſen ſei, für pünktliche Geſtellung von Wagen zu ſorgen und
durch zeitweiſe Sperrung des Stückgüterverſands auch mehr
Wagen freibekommen habe, ſo zum Beiſpiel für Pommern im
letzten Monat 10 000 Wagen mehr als im Vorjahr.

Nach Verweiſung des Entwurfes über Notſtandsmaßnahmen
für invalide Rentner an den ſozialen Ausſchuß ſetzt das Haus
die Debatte fort mit der zweiten Leſung des Beſoldungsgeſetges.

Abg. Frau Zietz (Unabh. Soz.) bringt ihren geſtrigen Antrag
auf Umformierung der dreizehn Gruppen wieder ein und be
gründet für den Fall der wiederholten Ablehnung den weiteren
Antrag, den Gruppen 1 bis 9 ſofort die Erhöhung zu zahlen, und
die Zahlung für die Gruppen 10--13 von einer ſchleunigen end-
gültigen Regelung der Beſoldungsfrage abhängig zu machen.

Auch die Kommuniſten bringen ihren geſtern abgelehnten An
trag auf Zahlung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe von 3000
Mark für alle Einkommen unter 30 000 M. wieder ein.

Die bürgerlichen Parteien und die Mehrheitsſozialiſten
bringen den Antrag ein, bald möglichſt in eine Nachprüfung
der Bezüge der Reichsbeamten ſowie der noch vorhandenen
Spannung in den Bezügen der Beamten der einzelnen Orts-
klaſſen einzutreten.

mann in Rendsburg ſtrenge Befehle habe, jede Verſammlung
zu hindern, und das anweſende Militär mit Gewalt ſeinen
Befehlen Nachdruck verſchaffen könne,

Wir ſahen denn auch eine lange rote Linie eines ganzen
däniſchen Jnfanteriebataillons vor uns auftauchen, daneben
eine Schwadron Dragoner und einen Zug lauenburgſcher
Jöger, den ein Leutnant von Rantzau kommandierte. Ein
königlicher Adjutant ſprengte hin und her um die Energie
der Zivilbehörde anzuſpornen. Das hätte nun bei dieſen
ſcharf zugeſpitzten Verhältniſſen bös ausgehen können, denn
zwiſchen dem Komitee und dem königlichen Adjutanten kam
es ſofort zu ernſten Reibungen.

Dein Vater behauptet, däniſcherſeits habe der Plan vor
gelegen, das Volk abſichtlich aufzuſtacheln, um einen Vor-
wand zu ſcharfem Vorgehen zu haben. Jedenfalls ließ man
eine Abteilung Kavollerie gegen die Volksmaſſen anrücken.

Eine Panik entſtand, furchtbares Drängen und Stoßen.
Jm entſcheidenden Moment be'ahl der junge Jägerlentnant
Rantzau dem führenden Oberſchaffner, den langen Bahnzug
vorgehen zu laſſen, ſo daß der ſich wie eine ſchützende Mauer
zwiſchen Volk und Militär ſchob. Dem königlichen Adju-
tanten wurde ſein Verhalten von den Umſtehenden vorge-
worfen. Er erhielt ſogar mehrere Herausforderungen,
während man dem jungen Rantzau laut „Hurra!“ zurief.
Dein Vater ſah braunrot aus vor Zorn. Trotz meiner Ab-
wehr beſtieg er die Rednertribüne. Mir klopfte das Herz
zum Zerſvringen vor Sorge, er könne offenen Aufruhr pre-
digen. Aber er ſagte nur, da der Amtmann erklärt habe,
Gewalt brauchen zu wollen, möge die Verſammlung heute
jieber auseinandergehen. Damit war die Geſchichte zu
Ende. Dein Vater unterließ es nicht, dem Leutnant von
Rantzau die Hand zu ſchütteln und ihn ſeiner Dankbarkeit
zu verſichern.

Für Liſa iſt der junge Offizier ſeitdem ein Held, und
ſie iſt ſelig, daß er neulich von Rendsburg aus, wohin er
kommandiert worden iſt, bei uns Beſſch machte. Seitdem
kommt er ſehr häufig. Sie reiten zuſammen, und Dein
Vater begünſtigt auf jede Weiſe eine ſich entſvinnende Cour-
macherei. Vorläufig laſſe ich den Dingen ihren Lauf, der
Urloub konn ja nicht ewig dauern, und für Ernſt beſte ich's
nicht. Liſa iſt ſiebzebn Jahre, da klopft dos Herz ſchnell.

Rantzan iſt ein hübſcher, guterzogener Menſch, aber arm
und ein ebenſo fanatiſcher Schleswig-Holſteiner wie Dein

ere
nachdem ein

Vereinbaru
en Punkt ge

Jn der dritten Leſung bemerkt
Abg. Alpers (Welfe), die Nachprüfung ſei eine Notwendi

keit, und nur in der Erwartung dieſer Nachprüfung ſtimme ſei

Partet J rege zu ebg. Frau Zietz (Unabh. Soz.) nimmt ihren KamAntro nochmals auf. 5 5 v un ihre
Die Vorlage wird ſodann in dritter Leſun egenhängige und Kommuntſten angenommen. 5 ges Un
Es folgen Interpellationen der Deutſchnationalen wegen de

Aufhebung der Zwangswirtſchaft für landwirtſchaftliche Produtt
und betreffend Getreidererſchiebungen, ſowie Interpellation
der Mehrheitsſozialdemokraten über Wucherpreiſe und der in
abhängigen über die Verkehrsregelung für Kartoffeln, verbunde
mit Anträgen der Unabhängigen auf Erhöhung der tägliche
Mehlration und Regelung des Getreideverkehrs ſowie einem ſo
zialdemokratiſchen Antrag über den gleichen Gegenſtand.

Abg. Hemeter (Diſchn.) begründet die beiden deutſchnationg
len Jnterpellanonen, die auch von zahlreichen Mitgliedern der
Volkspartei und der Bayriſchen Volksrartei unterſtützt würde
und bedauert, daß dieſe bereits im April eingebracht
ten Jnterpellationen erſt jetzt zur Veſprechung m
men, obwohl es ſich um die Velksernährung handelt. Das Um;
lageverfahren iſt eine herbe Ungerechtigkeit gegen
den Landmann. Sein Ergebnis iſt aber höchſt zufrieden-
ſtellend geweſen, ſind doch bis zum 2, November bereits 1 145
Donnen zur Ablieferung gelangt, während erſt 625 000 Tonnen
zur Ablieferung fällig waren. Die Landwirtſchaft hat mehr al
ihre Pflicht getan. Die Anbaufläche iſt allerdings gegen das Vor
jahr geſtiegen. Nachdem die Zwangswirtſchaft gelockert war, hat
ſie ober den Stand von 1913 noch nicht erreicht. Ebenſo ſteht es
nun mit dem Ernteertrag. Nur die völlige Freiheit vom Zwange
könne die Produktion in der gewünſchten Weiſe heben. Der un
al hängige Antrag will auch für die Kartoffeln deaz
Umlageverfahren wieder einfübren, da er im Getreide
vorkehr den Umlageſatz erhöhen will. Das iſt ein neuer Verſuch,
auf Umwegen wieder zur Zwangsn irtſchaft zurückzukehren. Die
Landwirtſchaft wird ſich das aber nicht mehr gefallen laſſen. Die
Preisſteigerung für das im freien Verkehr verfügbare Ge-
treide hat auch bei uns lebhaften Unwillen hervorgerufen. Es
tauchten allerlei Gerüchte über Verſchiebungen von von Getreide
in das Ausland auf. Alle dieſe Gerüchte haben ſich als bloße
Behauptungen erwieſen. Veweiſe liegen nicht vor. Anders aber
ſteht es mit den Kartoffeln. Hier iſt tatſächlich der Nach
weis erbracht, doß ganze Züge mit Kartoffeln naqh
der Weſtgrenze verſchoben ſind. Um nun die ohnehin
beſſehende Nervoſität nicht noch zu erböhen, fragen wir die Regie
rung, was an den Gerüchten Wahres iſt und was ſie zur Kon-
trolle getan hat. Wir verlangen für die Schieber ſchwerſie Zucht-
hausſtrafen. Die Landwirtſchaft hat ein Recht zu fordern, das
was ſie produziert, auch ollein der Heimat zugutekommt. Bravo

Abg. Krätzig (Soz.) begründet die mehrheiteſozialiſtiſche In
terpellation über den Preiswucher. Wenn der Reichskanzler ge
gen die neue Welle des Wnuchers, wie er ſagte, energiſch vorgehen
will, wird er uns hinter ſich haben. Die ſchönſten Worte der Mi-
niſter haben keinen Widerhall, wenn die Karteffelpreiſe weiter
ſteigen. Der Selbſtkoſtenpreis der Kartoffeln ſtellt ſich auf
85--40 M. Demnach könnten ſie mit 50 M. verkauft werden
Der Satz von 75 M. iſt aber heute ſchon billig zu nennen. Die
Regierung muß Mittel finden, das Umlagegetreide voll einzube
kommen bis zum 31. Dezember, denn Millionen von Arbeitern
und Beamten können den Preis für das freie Getreide nicht be
zahlen. Wir ſind bereit, den Reichskanzler im Kampfe gegen den
Wucher kräftig zu unterſtützen. Es müſſen aber durchgreifende
Maßnahmen ſein, beſonders im Kampfe gegen die Sabotage der
Ackernyrtſchaft.

Abg. Frau Wurm (Unabh. Soz.) begründet die Anträge ihrer
Partei auf Erhöhung der Mehlration und der Ge-
treideumlage von 24 auf 336 Millionen Tonnen. Jetzt wird von
allen Seiten die Schuld an dem Kartoffelmangel auf die Eiſen
bahn geſchoben. Nicht die Bahn trägt die Schuld, einzig und
allein der böſe Wille der Landwirtſchaft, welche Wuckerpreiſe
einheimſen will. Wenn die Mitglieder der Dentſchnationalen
Partei Kartoffeln zum Preiſe von 25 M. erhalten können, iſt doch
der Normalſatz von 75 M., den andere Sterbliche zahlen müſſen,
unerhörter Wucher. Wundern muß man ſich ſowohl üher die
Ruße der Bevölkorung, wie über die der Reichsregierung, die alles
ruhig mit anſieht. Wenn die Regierung nichts tut, gehen wir

Vater. Jch werde mich alſo wohl hüten, mir ſolch eine
Stärkung des dentſchen Elements ins Haus zu nehmen in
Geſtalt eines armen, mir unerwünſchten Schwiegerſohnes,
Liſa wird jetzt hübſch, ſie kenn ganz andere Partien machen

Sehnlich erwünſche ich Deine baldige Heirat, teuerſter
Chriſtian. Freilich kann ich es dem Grafen Holm nicht ver
denken, wenn er, verletzt durch den Starrſinn Deines Vaters
die Hochgeit noch hinausſchiebt. Daß unſer häusliche
Leben durch alle dieſe Meinungsverſchiedenheiten kein ſehr
harmoniſches iſt, wirſt Du begreifen.

Wenn die Herren aus der Nachbarſchaft kommen. wird
nichts anderes geredet wie Politik. Neulich bielten ſie ein
große gebeime Beratung ab, von der wir Damen ausge
ſchloſſen blieben. Aber der dröhnende Baß Deines guten
Vaters trägt ſo weit daß ich manches verſtehen konnte. An
ſcheinend vlanen ſie, wenn die döniſche Regierung
weitere Uebergriffe erlauße, ſelbſt die Regierung in die Hand
zu nehmen. Olskanfen, Beſeler, Dein Voter, ich glonbe
der Prinz von Noer ſind die Auserwählten. Alſo eine rih
tige Revolution! Jch gebe Dir anheim. Deinem Schwieger
vater in vorſichtiger Weiſe dieſe Vläne anzu denten z

Chriſtian lege den ſchon wiederholt geleſenen Brid
ſeite. Er ſchwanrkte immer noch. ob er die wichtige Ste
dem Grafen Holm mitteilen ſoſlte oder nicht. Die Rolle e
Angebers widerſtand ihm. Andererſeits machte ihn T
Führerrolle, die ſein Vater übernommen batte. heſorat. J
letzter Zeit wor ober Graf Holm ſo mit Arbeit überb 2
weſen, daß Chriſtion ihn nie hotte allein ſprechen kön ſt
Das ſchlechte Ausſehen des Miniſters fiel ihm auf. le
krank und verdroſſen aus. Karin erzöhſte, der Vaker n
viel Aerger mit dem König, der ewig zwiſchen Nu
ſtrengen Maßregeln in den ſchleswig-holſteinſchen ne
heiten ſchwonke. Außerdem machte auch, Kronvrim
rich viel Shwierigkeiten. Kaum wor ſeine Ehe nie
Prinzeß Marie Karoline von MecklenhurgStrelis
kröftig geſchichen worden. aſs er bereits an S i
Heirat dachte. Aber an keine ſtondesgemäße der ho
wohl niemond widerſetzt ſondern er erkfzrte n en
ganz kalthlütig. diesmal ließe er ſich nicht wieder g
Zwangaseße bineinfoltern. ſondern wöhle noch ſeinem
ſchmack ſeine liebe Freundin Chriſtine Nasmuſſen.

(Fortſetzung folgt.
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unß a ladrungsminiſter Hermes: Je länger die Zwangswirt
m ſi heſtand, deſto mehr machte ſich die demoraliſierende Wirkung
cger Vorſchriften geltend und ſelbſt die Strafen üben nur eine
Vrt, ihergehende Wirkung aus. Jeder Verſuch, die Zwangswirt
Aug aufrechtzuerhalten, brachte mir den Beweis für den ſtän
Froi n Rückgang ihrer Leiſtungsfähigkeit. Da durfte die Regte-

er Ia nicht ruhig zuſechen. Sie mußte die Zwangswirt
ein et beſeitigen, um die Produktion zu vermehren. Was
rung er Hinſicht weiter geplant iſt. werde ich bei der Etats
t atung ſagen. Der unſch auf völlige Aufhebung der

angewirtſchaft kann nicht erfüllt werden. Das Umlagever-
u ren lann nicht entbehrt werden. Von einer neuen Zwangs
wir ſchaft der Landwirtſchaft oder der Kartelle kann keine Rede
ſeine r ſochſtens von einer Zwangswirtſchaft der Valuta. Die

tung der Preiſe für Margarine bis zum Avril d. J. entſpricht
ihre m den Erwartungen. die wir vom freien Handel hatten. Die

ne Strigerung beträgt 175 Prozent, der Sturz der Mark 180
na zent in der gleichen Zeit. Mit dem freien Getreide iſt es nicht
d er. Verſchiebungen von Getreide ins Auslandn er m ſich überkaupt nicht feſtſtellen laſſen denn alle

dukte eigen waren lediglich in gutem Glauben erfolgt. Jm übrigen
r d hier energiſch vorgegangen, und es ſoll notfalls zur Zucht-
Un ſtrafe gegriffen werden Nur über das Getreide, das im

73 illang mit den Sanklionen in das beſetzte Gebiet gelangt, feb“t
lichen de Kontrolle. Bei den Kartoffeln erſcheint ein Preis ver
m ſo Mark nicht zu hoch. Wenn die Preiſe ſtellenweiſe geſtiegen
t ſo liegt das an dem vplötzlichen großen Bedarf des Weſtene,
iong dem die Erute ſchlecht geblieben iſt und an dem Anſturm der

der ſäufer aus Mecklenburg und Pommern. Von einem Zurück
r en der Kartoffeln durch die Landwirtſchaft kann keine Rede

n. J babe die Preisprüfungsſtellen angewieſen, energiſch
r en die hoben Preiſe vorzugehen, eventuell mit Zuchthaus-

m fen. Einheitliche Richtpreiſe für das ganze Reich laſſen ſich
J Na nd feſtſetzen. Die Feitſetzung ron Hö-hſtpreiſen allein ohne
000 aſſung der Vorräte hat keinen Zweck. Die Zwangeskartoffel
onnen ſage hat keinen Zweck. Wir haben 27 Millionen Tonnen ge
hr el et davon ſind allein 2 Millionen Tonnen auf der Bahn trans
z Vor jert woorden, zu denen im November noch eine Million Ton-
r het tinzukommen. Dazu kommt noch eine halbe Million, die im
eht es jdauirerkehr befördert worden ſind. Es iſt ſomit bereits eine
wange die Ernäßrung nötige Menge befördert worden. Da die An
rune rung dieſer Mengen auf die Umſage zu großen Schwierig-
i das n führen würde. iſt der Antrag der Unabhängigen unan-
treide nbar. Die Gerüchte von Kartoffelverſchiebun-erſuch, nin das Ausland beruhen zum Teil auf den Lieferun-

die die wir nas Oeſterreich. Frankreich und Belgien zu machen
n Die en. Offiziell hat keine Regierungsſſelle eine Ausfuhrerlaub-
re G. I erteilt. Allerdings hat die Rheinſandkommiſſfon geringe Men
n. Es von Kartoffeln zur Ausfuhr ins Ausland freigegeben. Auf
ſetreide r rruch der deutſchen Regierung iſt dem jedoch Einßalt getan
bloße ten. Das Reich wird im Intereſſe der Rentenemvfänger und
rs aber Vitwen eingreifen und zunöckſt 250 Millionen Mark für die

Nach nilibe Wohlfahrtspflege ausſeben. Ebenſo wird ſie für die
nagh wren!ner ſorgen und auch der Beomten gedenken wir. was in

ohnehin Beſoldungsvorſage geſchehen iſt. Grundlegende Abbiſfe kann
Regie t nur durch Hebung der Mark geſchaffen werden. Das ſieht

r Kon- n in 9nslande ein. (Brapo!)
Zucht Das Haus beſchließt die Beſpreckung.

n, da Das Haus vertagt dann die Weiterberatung auf Don
Bravoſſ ztag, den 17. November, nachmittags 1 Uhr.
he Jn Tegesordnung: Jnfervellation, Fortſetzung der heutigen Aus
zler ger Nee und kleinere Vorlagen.
orgeben Schluß nach 84 Uhr abends.

der Mi- Thie Kredithilfe der Jnduſtrie
e ueber den Verlauf der Kreditverhandlungen der Jn
einzub tie mit der Reichsregierung und über die Grundſatze,
rbeitern denen der Reichsverband der Induſtrie ſich hat leiten
nicht be Än, wird aus induſtriellen Kreiſen mitgeteilt:
egen den P An ang September trat Reichskanzler Wirth an die
greifen Mnduſtrie heran und bat, Mittel und Wege zu er
tage der Ween, die es ermöglichen, der Finanznot mit Erfolg ent
ige ihrer utreten. Dem Reichskanzler wurde erklärt, daß man
der Ge- Andſätzlich bereit ſei, an dieſer vaterländiſchen Aufgabe
wird von Puarbeiton. Da aber hierzu keine Projeckte vorhanden
ie Eiſen n ſei die Induſtrie nicht in der Lage, ſofort poſitive Vor
zig und a zu machen. Bei der Prüfung der ganzen Sachlage
Ferpreiſ n die Induſtrie von der Erwägung aus, daß man die
n des Rtlaſt des Reiches, nämlich die Bezahlung mit

müſen viſen, an das Ausland, nicht aus den Steuern
her die Äuffen könnte. Das lehrten die Erfahrungen, die man
die alle I der Veſchaffung der erſten Goldmilliarde gemacht hatte,
hen wir an die Entente zu zahlen war. Es ſei unmöglich, die
z fen auf die Dauer auf dem Markte zu kaufen, da die
ch eine llige Entwertung der Mark die natür

i Folge ſein müſſe. Will man die Sach und Gold
ohnet eerfaſſen, ſo ergibt ſich, daß, wenn man ſie ſelbſt alle er

r Wacen, en würde, man dafür nur Papiermark bekäme. Alle
a dwerte müſſen immer wieder Papierwerte ergeben. Für

teuerter Wsve gleichung der Reparationsſchuld, die
nicht Gold zu zahlen iſt, kommen nur Exportdeviſen

er Anslandskredite in Betracht. Die Export-
häus v ſen reichen aber nicht aus, um die Beſchaffung der Roh-
kein ſehr e für die Induſtrie und die Ernährung und Bekleidung

wird Volkes ſicherzuſtellen. Würden wir die Deviſen in der
ten. ein exvortieren, an die man jetzt denkt, ſo würde das be
n ken daß wir vom 1. Mai ab nicht mehr in der
e nen e wären, uns zu ernähren. Bei dieſen Er-
m n e blieb als einziger Rat und als Eventualmöglich-
nte de Frage zu prüfen, den Privatkredit der Jnduſtrie im
Wegen de anzuſpannen und in irgendeiner Form dem Reiche
t et rfügung zu ſtellen. Darüber wurde mit dem Reichs
en n r geſprochen, und aus dieſen vorläufigen Verhand

e briege wurde die Frage der Kreditbeſchaffung durch die In
7 u München ſtellte ſich der Reichsverband auf den

i be r dieſen Kredit zur Verfügung zu ſtellen, aber
rieteſte er Bedingung, daß das Reich Schritte einleite, um
ige ſe d d inanzloge zu beſſern. Der Gedanke, Bedingungen
Polle S. m. war innerhalb des Reichsverbandes von vorn

m In Vorausſetzung. Man iſt der Meinung, daß es ein
n am deutſchen Volke ſein würde, wenn
en ten Reſt des deutſchen Volksvern er in unerſchöpfliches Loch ſchüttenn x daß man eine Sicherheit dafür hätte, daß mit
c yen u a aufgergumt würde. Der Privatkredit
bae 4 r gach der Anſicht der Induſtriellen nur dazu dienen,
r 4eich zu ſanieren, nicht aber, um uner-
rin der m Forderungen abzutragen. Die Ani echt m der Jduſtrie kann nur den Sinn haben, doß dieſe
n g als Garont auftritt. Man muß dabei bedenken,
ar te ſd wedit der Induſtrie im Ausland ein rein perſön
et ve e Vorenkredit iſt.
n t ewerband mußte daher mit der Gegen
nen blung nehmen, denn die Grundlage einer

ſei n mußte mit der Gegenſeite vereinbart werden.

und ſchweren Kämpfen entgegen. Nur die Soiten
peren der Wirtſchaft kann da helfen.iſierung

Lorverhondlumgen ſind geführt worden, und ſie
a i dem Ergehnis, daß es vorkehrt geweſen wäre,

hohe Erwartungen zu hegen. Das Ausland ver
fügt ſelbſt nicht über allzu hohe Mittel. Jn den Zeitungen
iſt bekannt geworden, daß der Londoner Bankier Roth
ſchild als beſt mögliche Summe des Ertrages
einer Anleihe in England, Amerika und den neutralen
Staaten auf 50 Millionen Pfund angab. Dieſe
Summe würde kaum ausreichen, um unſeren Reparations
verpflichtungen im Jannar und im März nachzukommen.
Amerikaniſche Bankiers haben geſchätzt, daß wir 250 Mil
lionen Dollar bekommen könnten. All das aber unter
der Vorausſetzung, daß die Bankiers der verſchiedenen
Staaten ſich unkereinander einigen. Dabei wurde uns von
vornherein mitgeteilt, daß vor dem Ergebnis der
Waſhingtoner Konferenz überhaupt nicht an
die Kreditbeſchaffung zu denken ſei. Nach Jn-
formationen, die beim Reichsverbande vorliegen, rechnet
man mit einer Konferenzdauer von fünf Monaten. Die
Vorverhandlungen werden zwar kurz ſein, doch dürſten ſich
die Kommiſſionsberotungen, die ſich anſchließen werden, in
die Länge ziehen. An eine große Finanzaktion wäre auch
kaum zu denken, bevor die internationale Loge nicht geklärt
Weh Dieſe Klärung kann aber nur durch Waſhington ge

ehen.
Bei der Prüfung der Frage der Kreditßbeſchaffurg

mußte natürlich auch die Frage der Kredit fähigkeit
erwogen werden. Dabei zeige ſich, daß die Wirtſchaft des
Peiches nicht nur den Reichskredit, ſondern auch den der
Privatinduſtrie untergräbt. Man brancht ſich da nur den
Reichsetat anzuſehen. Das Defizit wird ſich anf ſicherlich
130 bis 140 Milliarden Mark einſtellen. Es iſt klar, daß
man ſehr weit laufen muß, wenn man bei ſolchen Finanz-
verhältniſſen einen Kredit aufnehmen will. Der Jnduſtrie
iſt bewußt, daß ſie an der Reparationsſumme nicht viel
ändern kann. Unſere Reichsqusgaben können alſo nur ge-
drückt werden, wenn in den Staats betrieben nicht
mehr ſoviel Geld verſchlendert wird. Wie aus
der Erklärung. die dem Reichskanzler überreicht wurde, er-
ſichtlich iſt, wünſcht die Jnduſtrie die Ueberführung
der Betriebein die Privat wirtſchaft. Die Er-
holtung ſolcher Betriebe beim Stogte in einem demokrati-
ſchen Londe iſt an ſich. ſchon eine Unmöglichkeit. Mon
braucht hier nur die Demokratien zum Beweiſe anzuführen.
Amerika, England und Frankreich haben während des
Krieges die Bohnen ſelbſt verwaltet, ſofort noch dem Kriege
aber wieder abgeſtoßen, weil ſolche Betriebe nur noch
privotlichen Grundſätzen geleitet werden können; ſonſt
müſſen ſie der Parteivpolitik erliegen.

Es iſt agrundfalſch, zu glanben, daß bei uns
fein Arbeitermangel herrſcht. Jm Gegenteil.
Dieſe Arbeiter könnten wir erhalten, wenn die überſchüſſigen
Arbeiter, die beiſpielsweiſe bei der Eiſenbahn beſchäftigt wer
den, in die Privatwirtſchaft übergeführt werden. Jnner-
halb des Reichsverbandes der Induſtrie iſt man ſich voll
kommen klar darüber, daß die Ueberführung der
Reichseiſenbahn in die Privatwirtſchaft
nicht ohne die Zuſtimmung und ohne die. Mitarbeit der
Eiſenbahnarbeiter und ongeſtellten geſchehen kann. Den
Gewerkſchaften iſt kein Zweifel dorber geloſſen wor-
den, daß ihre Mitwirkung bei dieſen Plänen
Vorausſetzung iſt. Aber das allein genügt nicht. Auch die
Banken und die übrigen Wirtſchaftsorgoniſationen müſſen
mithelfen, denn die Entſtaotlichung der Bahn würde ſoviel
Geld koſten, daß alle die Kreiſe, die über Geld verfſigen,
bei dieſem Projekte mitwirken müſſen. Allein die Sied-
lungspolitik würde 20 Milliarden Papiermark er-
fordern, abgeſehen von den ungeheuren Summen, die aus-
ren werden müßten für die Jnſtandſetzung der Eiſen-

n.

Es wirft ſich die Frage auf, ob damit das Reichs
defizit beſeitigt werden würde. Ohne weiteres iſt
klar, daß der Etat balancieren könnte, natürlich ohne die
Reparationslaſten. Die Eiſenbahn würde aber ſo die
Unterlage einer Kreditfähigkeit bilden
können, wenn es nötig ſein ſollte, dem Auslande eine ſolche
Unterlage zu geben. Der Gedanke, von dem ſich der Reichs-
verband der Jndnſtrie leiten läßt, iſt alſo der, Geld
werte im Lande ſelbſt zu ſchaffen, um, wenn die end-
gültige Sanierung kommen ſollte, mit inneren
Kreditmöglichkeiten den äußeren Ereigniſſen ent
gegenſehen zu können. Jn der nächſten Zeit ſchon wird ſich
berausſtellen, daß wir nicht in der Lage ſind, d'e
Reparationsſchuld abzutragen. Dann könnte
die Entente in der Reichseiſenbahn ein geeig
netes Pfandobjekt ſehen. Daher erſchien es dem
Reichsverband der Jnduſtrie zweckmäßiger, die Sache ſelbſt
in die Hand zu nehmen, anſtatt zwangsmäßig von außen
regeln zu laſſen.

Die Erklärung, wie ſie veröffentlicht worden iſt, iſt vom
Peichsverband der Induſtrie ſelbſt formuliert worden.
Ueber den weiteren Verlonf der Verhandlungen ſelbſt iſt zu
ſogen, daß das Reichskabinett ſich mit der Er-
klärung der Jnduſtrie bereits befaßt. Auch
der Neichsverband wird weiter beraten.

Die amerikaniſche Katifikationsurkunde
Wie wir hören, iſt geſtern morgen mit einem Knrier

aus Paris die Ratifikationsurkunde für den
deutſch- amerikaniſchen Friedensvertrag aus
Waſhington in Berlin eingetroffen. Die Urkunde trägt
die Unterſchriften des Präſidenten Harding und
des Stagofsſekretärs Hughes.

Die Ratiſikationsurkunden ſind geſtern abend im Aus
wärtigen Amt ausgewechſelt worden. Damit iſt der Ver-
trag in Kraft getreten und der Friedenszuſtand wieder
hergeſtellt.

Gegen Preistreiberei
Der preußiſche Juſtizminiſter hat unterm 10. d. M. an

ſämtliche Generalſtagtsanwälte und Oberſtaatsanwälte eine
Verfügung ergehen laſſen, in der er auf einen Runderlaß
des preußiſchen Staatskommiſſars für Volksernährung von
demſelben Tage Bezug nimmt. Der Jnſtizminjſter ordnet
an, daß, ſoweit nach dieſem Runderlaß ein Einſchreiten der
Staatsanwaltſchaft wegen Preistreiberei in Frage
kommt, zu einem energiſchen und ſchnellen Vor
gehen im Intereſſe des wirtſchaftlichen Friedens und der
rückſichtäloſen Unterdrückung ſpekulati-
ver Auswüchſe geſchritten werden ſoll.

Gegen die Auſhebung der Reformationsfeiern in Thüringen
iſt Einſpruch erhoben worden, indem an das Präſidium des dor
tigen Landtages eine Aufforderung zur ſofortigen Einberufung
gerichtet worden iſt. Die Roß. Zia. meldet darüber

terepenten gegen die Crſchwerung der Außenretlame un „Staot-
Dr. RiecheVerlin legte zunachſt die Not

Halle, 12. Rovember.

Die Erſchwerung der Außenreklame
Unter der Leitung des Genecraldirektors Zell

Halleſchen Pfännerſcaft, Atlien Geſellſchaft, fand am
Donnelsag Abend eine zahlreich beſuchte verſammlung von Jn

ſchutzenyaus' ſtatt.
wenvbigteit und Berechtigung der Ret.ame dar, ging dann auf die
ſteuerliche Belaſtung derſelben ein und erörterte ferner die in
aue gerntenden Beſtimmungen Les Ortsſtatuis. An zahlreichen
Beiſpielen erlauterte er die Wißgriffe und Schitanen, die ſeitens
der Finanzamter den Geſchäftereuten gegenüber in Anwendung
gebracht werden. Er empſahl in allen ſolchen Fällen die Re
tiameſteuer unter Vorbehalt zu zahlen, da er der Meinung iſt,
datz der Einjpruch in den weitaus meiſten Fallen als berechtigt
anerkannt und die Steuer mit Zinſen zurückgezahlt werden
würde. An den Vortrag ſchloß ſich eine lebhafte Debatte an,
in der' u. a. Stadtrat Ritter den künſtleriſchen Beirat in Schutz
nohm, da tatſächlich in der Nachkriegszeit ſich erhebliche Aus
wüchje im Retlameweſen gezeigt hätten. Rechtsanwalt Jordan
wies darauf hin, daß das nach dem Kriege erlaſſene Ortsſtatut
zum Schutze gegen Verunſtaltung vom 21. Dezember 1919 derar-
tig ſchitkanöſe Beſtimmungen enthält, daß ſeitdem dauernd
Streitigtkeiten herrſchten. Es kamen dann noch mehrere andere
Diskuſſionsredner zu Worte, die teils für, teils gegen die der
zeitige Handhabung ſprachen. Zum Schluß wurde folgende
Reſolution angenommen:

„Die im „Stadtſchützenhaus“ am 10. November 10921 ver-
ſammelten Jnduſtrie-, Handels u. Gewerbetreibenden der Stadt
Halle verrangen von der Staotverwaltung die Durchführung der
in der Eingabe vom 9. Mai ds. Js. genannten fünf Punkte.

1. Schaffung größerer Reklamemöglichkeiten durch Vermeh-
rung der Anſchlagſäuten. Errichtung von Plakatwänben an ge
eigneten Plätzen ſowie Zulaſſung anderer Reklame im größeren
Umfange als bisher, wie z. V. Giebelreklame, Dachreklame und
Lichtreklame.

2. Abänderung der S 1--4 des Ortsſtatuts zum Schutze der
Stadt Halle gegen Verunſtaltung beſonders nach der Richtung
hin, daß im S 1 Straßen und Plätze herausgelaſſen werden, die
eines weitgehenden Schutzes nicht bedürfen.

3. Beſchränkung der Gutachten des künſtleriſchen Beirates
W wichtige Stellen, wie im S 8 des Ortsſtatuts vorge

chen iſt.
4. Abänderung der Zuſammenſetzung des künſtleriſchen Bei-

e durch Aufnahme von Reklamefachleuten und Reklameinter-
eſſenten.

5. Erleichterung der Vorſchriften bei Einreichung von An
trägen auf Anbringung von Außenreklame, insbeſondere auch
Maßnabmen, welche die Abkürzung des Verfahrens gewährleiſten.

Die zuſtändigen Stellen werden erſucht, mit einer aus der
Verſammlung zu wählenden Kommiſſion über dieſe Durchfüh-
rung baldmöglichſt Verhandlungen aufzunehmen.

Städtiſcher Grundſtückerwerb
Die Stadtverordnetenverſammlung beſchloß in der ge-

ſchloſſenen Sitzung am Montag, dem Erwerb des Hilleſchen
2iegelei-Grundſtücks an der Brachwitzer Straße, ein
ſchließlich der in der Gemarkung Morl gelegenen Tongrube zu
zuſtimmen. Der Erwerb bedeutet nicht nur eine ſehr wertvolle
Abrundung des ſiädtiſchen Grundeigentums im künftigen
Hafengebiet, ſondern er enthebt auch die Stadt der Notwendig-
keit, für die Kläranlage auf dem Tafelwerder ein Arbeiterwohn-
haus zu erbauen. Der Kaufpreis beträgt 165 000 Mark.

Der neue Direktor des ſtädt. Elektrizitäte werkes
Die Stadwerordnetenverſammlung ſtimmte dem Beſchluß

des Magiſtrats zu, den Dr.-Jng. Lambertin aus Nürnberg.
z. Zt. Reichenbach i. Schl., als Direktor des Städtiſchen Elek
trigitätswerkes auf Privatdienſtvertrag anzuſtellen.

Geflügel- Ausſtellung
Geſtern wurde in Anweſenheit des Landesökonomierates

Dr. Rabe (in Vertretung des erkvankten Landn irtſchafts-
kammerpräſidenten), des Generaldirektors Zell als Vertreterdes Ehrenausſchuſſes, Vorſitzender des Verkehrs und Wirt-
ſchaftsausſchuſſes, und des Präſidenten des Bundes
deutſcher Geflügelzüchter Oberſetretär Schachtzabe:
in den neuen Straßenbahnhallen am Schlacht-
hofe die große Geflügel- Ausſtellung eröffnet, die aus Anlaß des
50 jährigen Jubtläums des Ornithologiſchen
Zentralvereins für Sachſen und Thüringen von
dieſem in Gemeinſchaft mit dem Bunde Deutſcher Geflügelzüchter,
dem Verbande der Geflügelzüchtervereine und dem Verbande der
Landwirtſchaftlichen Hausfrauenvereine für die Provinz Sachſen
veranſtaltet wird. Lehrer Herbſt, der Vorſitzende des Ornitho-
logiſchen Vereins, hielt die Begrüßungsrede. Ungefähr
4000 Zuchttiere aus allen Teilen Deutſchlands
ſind ausgeſtellt, ſo daß die Veranſtaltung ſchon am
und für ſich eine Sehenswürdigkeit bedeutet, deren Beſuch nur
beſtens empfohlen werden kann. Die Stadt und die Landwirt
ſchaftskammer haben dem Unternehmen ihre Förderung zuteil
werden laſſen. Erſtere ſpendete für Ehrenvreiſe die Summe von
1000 Mark, letztere eine ſolche von 5000 Mark, was bei der jetzt
beſonders großen Bedeutung der Nutzgeflügelzucht und in An
erkennung der gemeinnützigen Beſtrebungen der Geflügelzüchter-
vereine freudig zu begrüßen iſt. Am Eröffnungstage herrſchte
in der Ausſtellung bereits ein lebhaftes Kommen und Gehen,
ſicherlich wird aber der Beſuch der Ausſtellung heute und moryen,
an welchem Tage die Veranſtaltung geſchloſſen werden wird, ein
noch regerer werden. Nicht unerwähnt ſei, daß ſich den Be
ſuchern auch Gelegenheit zum Ankauf beſten Geflügels bietet.

Roſſinis „Barbier von Sevilla“ bewährt noch immer im
Stadttheater die Anziehungskraft ſeiner graziöſen und ſprühen
den Jnſtrumendation. Die Aufführung am heutigen Sonn
abend verſpricht mit den Gaſtſpielen zweier hervorragender
Lerliner Künſtler die Krönung der vorauſgegangenen
zu werden. Kammerſänger Eduard Habich von der Berliner
Staatsoper wird in der Rolle des Figaro, Kammerſänger Dr.
Paul Kuhn, Verlin, in der Rolle des Grafen Almaviva auf
treten.

Schwindler. Die herrſchende Kartoffelknappheit bietet
egenwärtig ein reichliches und vielfach lohnendes Betätigungs-feſt für die Zunft der Schwindler. Wieder wurde ein Betrüger

n der obwohl vollſtändig mittellos Kartoffeln
n jeder Menge zu beſchaffen verſprach, eingeſtandenermaßen

aber nur Anzahlungen zu erlangen verſuchte. Zur Glaubhaft-
machung ſeiner Angaben leote er mebrere Schreiben ſeiner an
geblichen Firma Bräuer Co., Hamburg, vor, wonach er bereits
an Berliner und Düſſeldorfer Großhand'ungen bedeutende
Mengen verkauft haben wollte. In ähnlicher Weiſe tritt ſeit
einiger Zeit auch der bisher noch nicht ergriffene Arbeiter
Grauert aus Siedten auf. dem ſchon eine größere Anzahl Gut
Zubiger zum Opfer gefallen ſein ſoll. Es kann nicht eindring
ich genug vor ſolcken Schwindlern gewarnt werden. Um ihnen

auf möglichſt kange Zeit das Handwerk legen zu können, erbittet
die Kriminalpolizei Anzeigen auch in ſolchen Fällen. wo eine
Schähdiaung nucht eingetreten iſt.

det



Kirchliche Nachrichten
für ben 25. Sonntag nach Trinitatis, den 13. November 1921,

und Bußtag, den 16. November 1921.
Sammlung am Sonntag für den Verein „Hoffnungstal“ für Ob-

dachloſe in Verlin.
Sammlung am Vußtag für das Knaben Rettungs und Bruder

haus in Neinſtedt (Harz).
1Abkürzungen: Abendmahl (A), Kindergottesdienſt (K),

Bibeſtunde (B).
U. L. Frauen: Sonntag: 10 Vauke, 1134 (K) Frige (Kirche),

114 (K) Knoblauch (Ref.-Realgymn), 6 Knoblauch. ußtag:
10 Fritze (A) Chorgeſang, 6 Vauke (A), vorm. 108 Gottesdienſt
Knoblauch (Ref.-Realgymn.). Donnerstag abds. 816 Wochenand.
Rocpp (Sophienſtr. 6/8). St. Ulrich: Sonntag: 10 Heintke
(A), abds. 8 H. Wagner, 114 Francke-(K) Schütz (Martinſchule).
Bußtag: 10 Schütz (A), abds. 6 H. Wagner (A). St. UlrichOſt:
Sonntag: 10 Krondorfer Str. 6a Wagner, 11 (K) Thiede.
Bußtag: 10 Betſaal Wagner. St. Moritz: Sonntag: 149
Voigt, 10 Keller, 1114 (K) Keller (Talamtſchule), 1124 (K) Voigt
(Kirche). Hoſpital: 249 Keller. Bußtag: 10 Keller (A),
5 Voigt (A). Hoſpital: 349 Keller. Domkirche (reform. Gem.):
Sonntag: 10 Gabriel, 1135 akad. Gottesd. Eger, 2 (K) Bau
mann, 6 Baumann. Bußtag: 10 Lang (A), 6 Gabriel (A).
Sonnabend, 19. Nov., 8 Uhr Muſik. Feier z. Ged. d. Gef.
Gabriel. Laurentius: Sonntag: 10 Knoblauch, 2 (K)
E. Wagner, 5 Hagemeyer. Bußtag: 10 Förſter (A), 5 Wagner
(A). Stephanus: Sonntag: 10 Hagemeyer, 5 Hellmann,
s Lichtb.-Vortr. (K) Gem. H. Hagemeyer. Bußtag: 10 Mein-
hof (A), 5 Hagemeyer (A). Sonnabend 8 Totenfeſt-Vorfeier
Meinhof (Chor, Geſangbücher). Diakoniſſenhaus: Sonntag:
10 Moehr. Bußtag: 10 Knak (A) Moehr. Paulus: Sonn
tag: 10 v. Broecker (A) (Thema: Glaubensfeſtigkeit und Glau
bensfreiheit), 5 Wartmann-Berlin, 11 (K) Haberland, 2 (K)
v. Broecker. Dienstag 8 Gemeinſch.-Stde.. Bußtag: 10 Bach
(A), 5 Haberland (A). St. Georgen: Sonntag: 10 Jugend-
ottesdienſt Wartmann-Berlin, 5 Witte, 1135 (K) Witte, 116 (K)Delmann 2 (K) Giſeke. Bußtag: 10 Hellmann (A), 5 Vahl-

dieck (A). Donnerstag 8 Beſprechungsabend Gem.- Haus „Das
Geket“ Vahldieck. Sonnabend abds. 8 Totenfeſtvorfeier, Vahl
dieck. Riebeckſtift: Sonntag: 9 Witte. Bußtag: 10 Witte
(A). Johannes: Son wtag 10 Gueinzius, 1124 (K) Tiſcher,
123 (K) Vutz, 2 (K) Faßnmeer (28. Jahresfeſt mit Deklamationen
und Chorgeſang, Erwachſ“ ae willkommen), 6 Butz. Lauchſtedter
Straße 28: 10 Butz. Bußtag: 10 Faßmer (A) (Chorgeſang),
ß Butz (A). Lauchſtedter Str. 28: 10 Mantey. Evang.-luther.
Bemeinde, Weidenplan 4: 10 G.. Stadtmiſſion: Sonntag:
ds. 834 Evangeliſationsverſammlung Diakon Elze. Dienstag
814 Gemeinſch.-Stde. Sonntag abds. 8 Gemeinſch.-Stde. Flott-
wellſtraße 29. Bußtag: abds. 8 Bußtagsfeier Winterberg.

Giebichenſtein-Bartholomäns: Sonntag: 10 Baentſch, 1134
(K) Wind, abds. 714 Geiſtl. Abendmuſik. Bußtag: 10 Hellwig
(A), 6 (A) Wind. Freitag aäbds. 8 (B) Peſtalozziſtr. 4. Cröll
witz-Petrus: Sonntag: 10 Vik. Naucke, 11 (K) Kunitz. Buß
tag: 10 Kunitz (A). Trotha: Sonntag: 10 Bode. Die-
mitz: Sonntag: 934 Petzold, 1024 (K) derſ. Bußtag: 92
Petzold (A), 5 Petzold (A).

riſtl. Gemeinſchaft d. Landeslirche) Maraaretenſtr. 5.Sorten W g. 8 Evangeliſation. Bußtag S Evangeliſation.
Donnerstag B. fällt aus.

Method.- Gemeinde (Aktusgebände der Franck. Stiftungen.
Sonniag vorm. 10 G. Abds. 6 G. Buß- u. Bettag 9 G.

Ammendorf: 10 v. Stein. Bußtag 10 G. mit Abendmahls-
feier Balthaſar.

Beeſen 10 vorm. G. Balthaſar. 2 nachm. Kinderg. v. Stein.
Bußtag 10 vorm. G. mit anſchl. Feier des hl. Abendmahls v. Stein.

aus Mittelooutſrhlano
Rordhauſen, 11. November. (Sturmſchäden.) Der

hier in der Nacht vom Sonntag zu Montag herrſchende Orkan
hat auch in unſerer Stadt ganz erhebliche Schäden hervor
gerufen. So wurde u. a. die Flugzeughalle des ehmaligen
Flugſtützpunktes Nordhauſen, die auf Befehl der Entente in
dieſen Sommer niedergelegt werden mußte und gegenwartig
von der Maſchinenfabrik Jul. Fiſcher wieder aufgebaut wurde,
kurz vor ihrer Fertigſtellung von dem Sturm vollſtändig zer
ſtört. Der entſtandene Sachſchaden iſt erheblich.

gg. Jena, 11. November. (Amtsgerichtsrat Dr.
Schmid Amtsgerichtsrat Dr. Ferdinand Schmid iſt hier
geſtorben. Der Verſtorbene, der am 9. Mai 1859 in Jena ge
boren wurde, war vor dem Kriege lange Zeit Mitglied des Ge-
meinderates. Der außerordentlich tüchtige Juriſt war wiederholt
am Oberlandesgericht als Hilfsrichter tätig. Dr. Schmid war
ein hervorragender Kenner des Jagdrechtes.

tk. Rudolſtadt, 11. November. (Eine unverſchämte
orderung der Kommuniſten.) Die komnuniſtiſchen
tadtwerordneten haben an den 1. Bürgermeiſter ein Schreiben

gerichtet, das die friſtloſe Entlaſſung allerſtädtiſchen Beamten, die dem Jungdeutſchen
Orden angehören, fordert. Gegebenenfalls würde die
Entlaſſung erzwungen werden. Jun Stadtrat erſlärte der
Führer der Kommuniſten, daß antirepublikaniſche Veamte, die
einer Orgeſchorganiſation angehören, nicht im Rathaus an-
geſtellt ſein dürſten. Bei der Etatberatung würden die Kommu-
niſten für dieſe Beamten keinen Pfennig bewilligen. Jn ähn-
lichem Sinne ſprachen ſich die Vertreter der Mehrheitsſozial-
demokraten aus.

Tangermünde, 11. Norember. Anſchluß an das
Ueberkandwerk Gardelegen.) Jn der Sitzung der

Beleuchtungs- und Finanzdeputation wurde der Anſchluß an
das Ueberlandwerk Gardelegen genehmigt. Die Lieferung des
Stromes wird inſofern nötig, als die Maſchinen des hieſigen
Elektrizitätswerles die hohe Stromabgabe nicht bewältigen
Ennen. Die Koſten des Geſamtanſchluſſes betragen mindeſtens
700 000 Mark.

b Eiſenach, 11. November. (Der Gemeinde rat)
faßte in ſeiner heutigen Sitzung eine Reihe allgemein
intereſſanter, wichtiger Beſchlüſſe. Er richtete u. a. an den
weimariſchen Landtag die Bitte, daß bereits in dem Aus-
einanderſetzungsvertrag zwiſchen dem Großherzog und der Ge
bietsregierung die Beſtimmung aufgenommen werde, daß in den
zur Verwaltung der Wartburg zu ſchaffenden Stiftungsausſchus
die Stadtgemeinde Eiſenach gobührende Vertretung und gleiches
Stimmrecht, wie es Großherzog und Gebietsregierung erhalte
und daß der Sitz des Stiftungsausſchuſſes nach Eiſenach kommt.
Des weiteren erhub die Körperſchaft Einſpruch gegen die beab-
ſichtigte Verlegung der Forſttaxation ven Eiſenach
nach Meiningen und bat in einer Reſolution an die Regierung
um Belaſſung des Forſteinigungkamtes in Eiſenach. Ferner
bewilligte der Gemeinderat zur Förderung der Zwecke det
Volkshochſchule eine Unterſtüßung von 16 000 Mark und
für die gus allen Kreiſen der Bevölkerung beſuchte
öffentliche Leſehalle einen Zuſchuß von 13 000 Mark. Zu einem
Hort für Kriegerwaiſen des Kindergärtnetrinnen- Seminars ver
willigte man vorläufig 1800 Mk. Ein von ſozialdemokratiſcher
Seite geſtellter Antrag auf h der unent el lichen
Leichenbeſtattung wurde elehnt; dahingegen wurden die
Eätze für Erdbeſtattung und Feuerbeſtattung weſentlich erhödt.

ür die Feuerbeſtattung betragen ſie in Klaſſe 1 450 Mark, inlaſſe it LW0 Nert und in Kiage r 1800 Mark. Pläbe im
Urnenhain koſten 1650 Mark und Trbbegräbnispläde pre

dis 40 Vfund mit

Zur Erhöhung der Eiſenbahntarife
Zufolge einer Einladung des Verbandes reiſender

Kaufleute Deutſchlands hatte ſich am W in
Verlin eine Anzahl von Verbänden, darunter auch der Bund
Deutſcher Verkehrsvereine, zuſannmengefunden, die ſich mit den
bevorſtehenden Eiſenbahntariferhöhunnen und mit den voraus
ſichtlichen, weiteren Steigerungen beſchäftigte. Jn der Verſamm-
lung, die von Georg Haaſe, Leipzig, geleitet wurde, berichtete
Verbandsdirektor Georg Müller, Leipzig, über die neue
Tariferhöhung, die nach allem, was man jetzt höre, nicht
die letzte ſein werde. Es müſſe doch einmal ernſtlich
geprüft werden, ob das Reichsverkehrdniniſterium mit den
Tariferhöhungen ſo weiter verfahren könne wie bi?her und es
wüſſe erwogen werden, welche Schritte g'gebenenfalls digegenunternommen werden können. Direktor Pluller hielt es für

notwendig, daß die Verhandlungen über Lohn- und Ge
haltserhöhungen und über Tariferhöhungen in
engere Verbindung miteinander gebracht werden müßten.
Es ſei falſch, daß zuerſt immer über Lohnerhöhungen verhanoe“t
würde und Monate ſpäter erſt neue Tariferhöhungen erfolgten.
Nach ſeiner Meinung wäre es richtig, alle am Gedeihen unſeres
Lerkehrsweſens intereſſierten Körperſchaften, die Großinduſtrie,
die Eiſenbahnbeamten und arbeiter und die die Verkehrspfteg-
fördernden Vereine in einen nicht zu großen Ausſchuß zu
ſammenzubringen, der zu erörtern haben würde, wie as Reichs-
verkehrsweſen auf eine geſunde finanzielle Grundlage zu ſtellen
ſei. Die die Oeffentlichkeit jetzt ſtark beſchäftigende Frage der
ſogenannten „Entſtaatlichung“ der Reichseiſenlahn ſollte
dem Reichsverbehrsminiſterium zu denken geben. Bedauerlich
ſei es, daß das Reichsverkehrsminiſterium noch nicht einmol fü.
notwendig gehalten habe, neben den vorhandenen Jnſtanzen
auch die am Verkehr unmittelbar intereſſierten Kreiſe wie die
Verufsreiſenden und die Verkehrsvereine zu Rate zu ziehen. Jn
Zukunft müßte unbedingt auf eine Mitwirkung dieſer Kreiſe bei
wichtigen Eiſenbahnſfragen gedrungen werden. An den BVer'cht
knüpfte ſich eine längere Debatte, in der vor allen Dinge.
der Wunſch laut wurde, denjenigen Reiſenden, die viel reiſen,
gleichviel, ob es ſich dabei um Berufs oder Pr vatreiſende
handele, einen feſten Rabatt zu gewähren, inſofern, als
nan ihnen Zahlhefte in einem beſtimmten Wert zu einen
ermäßigten Preiſe verkaufe. Bedingung müßte ſein, daß dieſe
Hohlh fte, die nicht übortragbar ſein dürften, in 30 bis 60 Tage.
obgefahren ſein müßten. Auch der neu Gepäcktarif wurd-
negen der ganz außergewöhnlichen Höhe der Sätze eirer, ſcharfer
Kritik unterzogen. Wegen der Vorortstarife wurde der Wunſch
ausgeſprochen, daß es einſtweilen bei den jetzt geltenden ſo
genannten „Notſtandstarifen“ bleiben möge, bis die Frage de
Vorortstarife einer eingehenden Prüfung unterzocen worden
ſei. Von einer angeregten großen Proteſtkund bung in Berlin
gegen die Eiſenbahntarife wurde einſtweilen Abſtand genommen.
Dagegen ſollen dem R ichsverkehrsminiſterium in einer aus
führlichen Eingabe wiederholt alle Bedenken gegen die
jetzige Verk hrspolitik und auch die in der Verſammlung vor
gebrachten Wünſche unterbreitet werden; auch ſoll eine perſön
liche Beſprechung mit dem Miniſter erwirkt werden.

Aktiengeselischafien
Kohle, Akt.-Geſ. in Magdeburg. Der Aufſichtsvat ſchläot

die Erhöhung des Grundkapitals von 3 auf 15 Mill.
Mark vor und zwar durch Ausgabe von 12 Mill. Mark neuer
Stammaktien. Zur Beſchlußfaſſung hierüber iſt eine außer
W pepe he Generalverſammlung auf den 24. d. M. einberufen

wo n.Eiſenhüttenwerk Kenla bei Muskau, Aktiengeſellſchaft. Jn
der Aufſichtsvatsſitzung wurde beſchloſſen, der auf den 17. De-
zember er. einguberufenden Generalverſammlung Hie Verteilung
einer Dividende von 10 Prozent (10 Proz.) vorzuſchlonen.

Tiefbau und Kältenduſtrie A.-G., vorm. Gebhardt u.
König, Nordhauſen. Die am 2. Dezember ſtattf'ndende G.V.
joll neben den Regularien Beſchluß über eine Kapitalserhöhung
um 900 000 Mark Stammaktien und 4600 000 Mark Vorzugs-
aktien mit einfachem Stimenrecht faſſen.

Die Maſchinenfabrik für Eiſenbahnbedarf, G. m. b. H. in
Jeßnitz in Anhalt iſt in Liquidation getreten.

ss. Deutſches Elektro-Stahlwerk, Frankenberg i. Sa. Jn
der außerordentlichen Hauptrerſammlung wurde der Antrag
auf eine Kawpitalserhöhung ſeitens der Verwaltung zurück
gezogen, da in einer demnächſt ſtattfindenden neuen General-
vernſammlung über eine Fuſion der Geſellſchaft mit einem
anderen Werke Beſchluß gefaßt werden ſoll.

ss. Porzellanfabrik Nauenſtein, vorm. Friedr. Chr. Greiner
u Sohn, A.-G., Rauenſtein. Der Aufſichtsrat beantragte Er
höhung des Aktienkapitals um 750 900 Stammaktien mit
Dividendeberechtigung ab 1. Januar 1922. Von den neuen
Aktien ſollen 625 000 Mark den Aktionären zum Kurſe von 200
Prozent im Perhältmis 2:1 angeloten werden.

ss. Leipziger Malzfahrik in Schkeudit. Die General
verſammlung ſetzte die Dividende auf 10 Prozent feſt, und ge
wehmigte die Aenderung eines Paragraphen des Statutes. Mit-
teilungen über den Geſchäftsgeng wurden nicht gemacht.

tu. Leipziger Vereinsbierbrauerei. Die Genevolverſamm
lung findet an 28. November ſtatt. Die Geſellſchaft verteilt
für das abgelauſene Geſchäftsjähr 10 Prozent Dividende und
10 Prozent Sondervergütung.

Saccharinfabrik, Akt-Geſ, vorm. Fahlberg, Liſt u. Co.
Magdeburg. Die Verwaltung teilt mit, daß der Geſchäflsgang
tn der letzten Zeit teilweiſe unvegelmmäßig geweſen iſt, wesha“b
ſich über das vovausſichtliche Gragebnis des laufenden Geſchäfts
jahres nicht beſtimmtes vorausſagen läßt. Jmmerhin iſt ein
günſtiges Reſultat wahrſcheinlich. (Jm letzten Jahre 19 Proz.
Dividende und 10 Proz. Bonus.)

industrie, Handel, Handwerk
bb. Scharfe Preisſteigerung auf der Berliner Häuteauktion.

Die 26. Auktion des Allgemeinen Häuteverwertungs- Verbandes
G. m. b. H. zu Berlin fand am 10. November ſtatt. Zur Ver-
ſteigerung kamen 39 300 Stück Großvichhäute. Der Beſuch der
Auktion war äußerſt ſtark und die Kaufluſt durchweg ſehr
lebhaft. Beſchädigte und unbeſchädigte Häute wurden wieder
getrennt verſteigert. Die Nachfrage war beſonders rege nach
leichten Gewichten, die gegenüber der Vorauktion um 40 bis 60
Prozent, einzelne Loſe ſogar 75 Prozent und mehr, anzogen,
und die ſchweren Gewichte um 25 bis 40 Prozent höhere Preiſe
erzielten. Für das Gefälle von Berlin II wurden erzielt: Ochſen-
häute 21--29 Pfund mit Kopf 35,30 (24) M., do. 30--49 Pfund
mit Kopf 24,10—26,30 (18) M., do. 50—59 Pfund mit Kopf 25,40
(19,85) M., 60—79 Pfund mit Kopf 26,60 (21) M., do. 80 Pfund
und mehr mit Kopf 26,60 (20) M. Bullenhäute 21--29 Pfund
mit Kopf 35,40 (25) M., do. 30--49 Pfund ohne Kopf 29 (21,10)
Mark, do. mit Kopf 26,95 (19,70) M., do. 50--59 Pfund ohne
Kopf 25,70 (18,10) M., do. mit Kopf 25 (17,85) M., do. 60-79
Pfund mit und ohne Kopf 24,10 (18,20) M., do. 80 Pfund und
mehr mit Kopf 28,15 (16,60) M. Kuhhäute 21-29 Pfund mit
Kopf 36,60 (20,05) M., do. 80--49 Pfund mit Kopf 36,20

rt, do. 50-59 n mit w 40 (80.08) M. do. 60--7
fund mit Kopf 26,40 (20,05) ärſenhäute L1-29 Pfund

mit K S 96,80) M., do. 80-49 Pfund 30 (22) M., 50
bis 59 Pfund mit Kopf 28,00 (82) M., do. 00--79 Pfund mit
es,60 (20,10) M. Für das auswärtige Gefälle: Ochſenhäute

pf 25 (19) M., do. 60--69 Pfund mit

Volkswirtschaftlicher Tej
25 (18,70) M. Bullenhäute 30-809 Pfund mit Kopf 25,70
Mark, do. 50--59 Pfund mit Kopf 24,10 M., do. 60-—79 v
mit Kopf 28 M., do. 80 Pfund und mehr 23 M. Kuhhäute à
49 Pfund mit Kopf 25,70 (19,95) M., do, 50-—-658 Pfund mit
25,40 (19,05) M., do. 60--79 Pfund mit Kopf 25,40 (19,05)
Färſenhäute 30--49 Pfund mit Kopf 27,40 (21,40) M., do. 508
50 Pfund 27,40 (21.40) M. Die Preiſe verſtehen ſich pro V
in Mark für unbeſchädigte Ware. Die Preiſe in Klammemn
deuten die Preiſe der Vorauktion. Für das Gefälle der ühr
Verwertungen wurden ähnliche Preiſe erzielt.

Neue Braunkohlenfunde. Jm Kreiſe BDunzl
(Schleſien) wurde ein neues, ſich auf 100 Morgen erſſreder
Vraunkohlenlager erbohrt. Das Flög hat eine Mächtigkeit d
3 bis 8,5 Meter.

tu. Leipziger Rauchwaren Auktion. Die Geſedſg,
Gerhard u. Hehy veranſtaltet gegenwärtig ihre Novenh,
Rauckevarenauktion. Entſprechend der gegenwärtigen feſeMarktlage im Rauchwarenhandel wurden e hr hohe Preiſ

erzielt.
Handelsregiſter Halle. Gelöſcht: Verſandgeſgzzſ

Paul Dittmann. Aenderungen bei Firma Quidde
Schmitz, Wilh. Kranig, Herfurth u. Co.

ReichsGeſetzblatt Nr. 107 enthält die Verordnung i
Erhöhung der Börſenumſatzſteuer und Einführung n
Deviſenumſatzſteuer und die Verordnung, betreffend Abänden
der Verordnung über Erwerbsloſenfrſarage vorn 26. Jan
1920, vom 1. November 1921.

Die Elbeſchiffahrt im Oktober geſtaltete ſich unter
herrſchenden Waſſermangel recht ſchwierig. Während auf de
Oberelbe der Verkehr recht gering war, wurden in Hamm
dauernd Räume geſucht, um Freiraum für die ankommen
Seedampfer zu haben. Jn Binnenſchiffahrtskreiſen war den
das ſtändige Beſtreben, ſchnell wieder leere Räume nach dar
burg gelangen zu laſſen. Jnfolge der überaus ſchwierigen
triebslage, die der ungünſtige Waſſerſtand hervorrief, erböhn
ſich die Flußfrachten ſehr erheblich. Nach Mitteilung der Ver
einigten Elbeſchiffahrtsgeſellſchaften hat
Witterungsumſchlag der letzten Tage endlich der Elbe ja
Waſſermengen zugeführt, die nach den Schwierigkeiten der leßt
vier Monate wieder einen leiſtungsfähigen Betrieb ermögliet
Die Schiffe können wieder beſſer ausgelaſtet werden, wody
beſonders die Raumknappheiten behoben ſein werden m
ſpeziell die Verkehrsſchwierigkeiten im Hamburger Hafen
eine Milderung erfahren. Jm übrigen iſt unter den verändert
Waſſerverhältniſſen natürlich auch mit einer verkürzten Re
dauer zu rechnen. Bei dem herrſchenden außerordentſic
Waggonmangel der Eiſenbahn bietet ſich damit dem Ha
wiederum Gelegenheit zur ſtärkeren Benutzung des Waſſerwe—
im eigenen als auch im Jntereſſe des geſamten Wirtſchaſt
lebens.

x Elbeſchiffahrt. Am 10. November traf Kahn Nr. 77
Aken ein.

Hardelsschrifttum
x Einführung in die Volkswirtſchaftslehre von Prof. Fr

rich Stahl, Verlag Ferdinand Hirth, Breslau 18921. Pie
13,50 Mk. Beſprechung folgt.

Steuerfreie Erneuerungsrücklagen, Werkerhaltungskont
Ueberteuerungsrücklacen. Verordnung vom 25. Jukht 1821.
Einzelperſonen und Geſellſchaſten dargeſt'llt und erläuterh t
Oberregierung?rat Dr. Friedr. Erler, Rudolſtadt und Res
anwalt Dr. Fritze Koppe, Hauptſchriftleiter der „Deutſé
Steuer-Zeitung“, Berlin. Preis 1.20 Mark. 1921.
duſtrieverlag Spaeth u. Linde, Berlin C. 2.

„Jngenicur-Zeitung“, Köthen (Anhalt), Heft 8
14. Jahrganges mit den Beilgſen „Kölhen r Holſchulzeitur
und dem 1. Hefte der „Pſychotechniſchen Rundſchau“ iſt erſchien

Bärsenberichte
Produktenbericht. Berlin, 11. November. Jn R

wirkung der allerdins unter Schwankungen erfolgten Erhöh
der Deviſenkurſe wurde die Haltung des Marktes wieder
Weizen war ziemlich reichlich, aber nur zu hohen Preiſen a

geboten, ſodaß das Geſchäft bei der Vorſicht der Käufer ſihi
engen Grenzen hielt. Für den Hendel ergrben ſich
Schwieridkeiten aus der ungewöhnlich großen Verſchiederh
der Preiſe im Lande. Für Roggen beſtand wieder viel
frage für Umlagezwecke. Die Preiſe ſtellten ſich höher. M
Sommergerſte blieb gefrant. Die Preisgeſtaltung richtet
nach den Oualitäten. Für Hafer herrſchte gleichfalls
Tendenz. Mais erzielte in Hamburg hohe Preiſe. Hier blie
das Geſchäft ruhig. Mehl war in guten Qualitäten zu
kaufen. Die anderen Artikel hatten bei gut behauptek
Preiſen ruhiges Geſchäft.

Beorliner Produktenmarktpreise.
Berlin. 11. November

Nichtamtliche Raubfutter-Notierungen Grobßhandelspre
Weizen und Roggenstroh drabteepreßt 325.
Haferstroh drahtgepreßt 39-43, Stroh seilgebündelt
Langstroh seilgehündelt 30--32.Wiesenhen., gut. gesund nnd trocken, 89--93, gut. gesund u

trocken Nachmahd) gesund und trockeu, e
Kleeheu alles ab Stationen.

Berliner Metallnotierungen,
Berlin. Nov. Preise für 100 ka in Jlark.Raffinade-Kupter Zinn Bann Strait Anstn)

7 500 17Orijg.-Hütt.-Weiſchblei 2700 2750 Hüttenz. mine 787
Orig.-Hütten-Kohzink Reinnickel (98-909

im freien Verkenr 2750 2900 Antimon (eaulus)
Remelted-Platt.-Zink 2250/23.0 Silber in Barren, ca v
Orig. -Hütten Alumin. kür 1 kgFlektroivtinofer v. 100kg(in kerbten Blöckcehem4 0400 Original Hütten-Rohzink
Orig.-Hütten-Alumin. (in a ab obersehl. Hättedraht od. Drahtb.) /10000 Preis des Zinxhättenrerdaude

Devisen-Notierungen Berlin, 11. November

Geld Briet 8Amsterd.-Rottd. 9990. 10010.,
Brüss.-Antwerp. 1983. 187. ch we
Christinnia 4115.85 4124. 15 fawien
Kopenhagen 5254.79 5265.30 Wien (altes)
Stockholm 659 40 6606.0 Oesterr. abhgest.
Helsingſors 558.40 559.60 Pr
Italien 1158.60 1161.30
London 1133.85 116.15New Vork 287.21 287.79 l Buenos Aires
Amtliche Kartoffelnotierungen.
Erzeugerpeis ab mürkischer station Berlinfür weiße 82 84, Grobhandelspreis frei 7

rote 82-84, oFruſ, xelhfleiseh.
ühmarkt gesehüt-lo s

Haupt chrinleiter He mut BortheSetantwortii r Kolnn- Helmut Böttcher fur vol
Eenſt Refſerfomior: den voltswirtſchatlichen Teil: Her
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Serlherm. Züe den Anjeigenteüz van Kerſten, ſämtlid n a
Otto Toteig vue u. Kunſtdruckerei Verlag der Halleſchen Heu
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